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Anlass und Grundlagen der Planung

1 Anlass und Grundlagen der Planung
1.1 Erfordernis und Ziele der Planung
Die Gemeinde Wieck a. Darfl beabsichtigt, den Bebauungsplan Nr. 13 „Wieck Ost" few eine
Teilflache zu andern. Der ca. 8,3 ha grofle einfache Bebauungsplan mit brtlichen Bauvorschrif-
ten Nr. 13 umfasst die Bebauung vorwiegend sOdlich der Bauernreihe sowie die Bereiche
Nordkaten und SOdkaten und ist seit dem 7. Dezember 2017 rechtsverbindlich. Ziel der Ur-
sprungsplanung ist die Sicherung einer bestandsorientierten Entwicklung unter besonderer
Beachtung des pragenden Strallenbilds durch:

• Erhalt des charakteristischen Straflenbildes insbesondere in den noch historisch ge-
pragten Bereichen,

• Sicherung der hohen VVohnqualitat auch im Sinne einer hohen Aufenthaltsqualitat fOr
die touristischen Gaste des Erholungsortes Wieck,

• Sicherung und Entwicklung landschaftlicher Potenziale im Siedlungsbereich, insb. der
inneren Grunbereiche sowie des ortsbildpragenden Baumbestands.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 13 erfolgte als einfacher Bebauungsplan gem. § 30
Abs. 3 BauGB ohne Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung im vereinfachten Verfahren
gem. § 13 BauGB, da der nach § 34 BauGB bestehende Zulassigkeitsmallstab nicht wesent-
lich verandert wird.

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Gemeinde die behutsame Erwei-
terung und Fortentwicklung des Siedlungsbereiches durch eine Nachverdichtung auf einem
Grundstuck, welches sich zwar im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 13 befindet,
durch die Festsetzung der Oberbaubaren Grundstucksflache von etwa 7 m Breite und 36 m
Tiefe unter Berucksichtigung der festgesetzten abweichenden Bauweise und der bauord-
nungsrechtlichen Abstandsflachen gernall § 6 LBau0 M -V jedoch faktisch nicht bebaubar ist.
Die Mr das Grundstuck festgesetzte Oberbaubare Grundstucksflache von etwa 260 m2 lasst
sich durch deren Abgrenzung und [age im GrundstOcksgrenzbereich daher nicht zweckdien-
lich bebauen. Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 13 soli die Baugrenze daher so
angepasst werden, dass die bestehende Baulandreserve auch aufgrund der bereits bestehen-
den technischen Erschliellungsinfrastruktur im Sinne des § la Abs. 2 BauGB einer sachge-
rechten Nutzung zugefeihrt werden kann. Planungsziel ist damit die Abrundung der Ortslage
und die behutsame Fortfeihrung der bestehenden Bebauung entlang der Stralle Nordkaten /
MOhlenweg. Damit tragt die Planung zu einer effizienteren Auslastung der bestehenden tech-
nischen und verkehrlichen Erschlieflungsinfrastruktur bei.

Die untergeordnete Anpassung der Baugrenze und infolge der geanderten Bemessungshoch-
wasserwerte die geringfeigige Anpassung von Festsetzungen zum Mall der baulichen Nutzung
erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB (vgl. Kap. 1.3). Zur Umsetzung des Pla-
nungszieles hat die Gemeinde Wieck a. Darfl in ihrer Gemeindevertretersitzung am 1. Marz
2022 beschlossen, das 1. Anderungsverfahren fur den Bebauungsplan Ni. 13 einzuleiten.

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes, Plangrundlage
Der ca. 1.300 m2 grofle Anderungsbereich befindet sich im nordOstlichen Bereich des B -Plans
Nr. 13. Das Plangebiet umfasst einen Teil des FlurstUcks 159/4 der Flur 4 der Gemarkung
Wieck. Der Anderungsbereich wird begrenzt im Westen durch die Strafle Nordkaten/MOhlen-
weg, im Norden durch die angepasste Grenze des Bebauungsplanes Nr. 13, inn Osten durch
eine Nadelbaumgruppe und im SOden durch die Bebauung entlang der Strafle Nordkaten.
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Plangrundlage ist der B -Plan Nr. 13 unter Einarbeitung der amtlichen Liegenschaftskarte (AL-
KIS) vom Juni 2022, erganzt durch die Grenzfeststellung vom 4. Mai 2023. Hinsichtlich mOgli-
cher Lageungenauigkeiten kOnnen keine RegressansprOche geltend gemacht werden.

1.3 Verfahren
Nach § 13 BauGB kann em n vereinfachtes Plananderungsverfahren durchgefOhrt werden,
wenn die Anderung das der bisherigen Planung zugrundeliegende Leitbild nicht verandert und
der planerische Grundgedanke erhalten bleibt. Abweichungen von minderem Gewicht, welche
die Planungskonzeption des Bebauungsplanes unangetastet lassen, berOhren die GrundzOge
der Planung nicht. Ob eine Abweichung in diesem Sinne von minderem Gewicht ist, beurteilt
sich nach dem im Bebauungsplan zum Ausdruck kommenden planerischen VVillen der Ge-
meindei.

Die mit der vorliegenden Planung beabsichtigte Anpassung und Neuordnung der Baugrenze
berOhrt nicht die GrundzOge des Bebauungsplanes Ni. 13, da die Anpassung geringfOgig ist
und weitestgehend flachenneutral erfolgt (dazu auch Kap. 4.2.2). Unter BerOcksichtigung des
gesamten Planungsvorhabens des Bebauungsplanes Nr. 13 auf einer Flache von rd. 8,3 ha
erscheint die vorliegende Plananderung daher als qualitativ und quantitativ geringfOgig. Es
handelt sich damit urn eine Randkorrektur, die das ursprOngliche Planungskonzept nicht be-
rOhrt2. Veranderungen von Baulinien, Baugrenzen oder der Bebauungstiefe berOhren in der
Regel die planerische Grundkonzeption nicht und sind damit typische Beispiele fOr die Anwen-
dung des vereinfachten Verfahrens3. Auch die geringe Grbfle des Anderungsbereiches von
ca. 1.300 m2 spricht fOr die Anwendung des vereinfachten Verfahrens, denn eine Planande-
rung, die nur em n GrundstOck betrifft, kann regelmagig im Verfahren nach § 13 BauGB erfolgen4.

Ausschlussgrunde Mr die Verfahrensanwendung sind nicht gegeben. Aufgrund der umliegen-
den kleinteiligen Wohn- und Ferienwohnbebauung, die mafIstabsbildend fur das EinfOgen von
Vorhaben in die Eigenart der naheren Umgebung i.S.d. § 34 BauGB ist, wird die Zulassigkeit
UVP-pflichtiger Vorhaben im Zusammenwirken mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes
Nr. 13 durch die Plananderung nicht begrundet.

Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der Schutzziele und Erhaltungszwecke von Natura
2000-Gebieten bestehen bereits aufgrund der geringen Projektwirkungen, der raumlichen Ent-
fernung von Ober 250 m zu den nachsten Schutzgebieten (GGB DE 1542-302 „Recknitz-
Astuar und Halbinsel Zingst" und SPA DE 1542-401 „Vorpommersche Boddenlandschaft und
nordlicher Strelasund") und der trennenden und abschirmenden Wirkung der bestehenden
Ortslage Wieck a. Darfl nicht.

Ebenfalls liegen keine Anhaltspunkte vor, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Satz 1 des BlmSchG zu
betrachten sind, da sich im Umfeld des Plangebietes keine StOrfallbetriebe befinden. Das Plan-
gebiet befindet sich weder innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes des Storfallbe-
triebes nach § 3 Abs. 5c BlmSchG noch innerhalb des Achtungsabstandes nach dem Leitfa-
den der Kommission für Anlagensicherheit KAS-18.

BVerwG, Beschl. vom 15.3.2000 — 4 B 18/00-, BauR 2001, 207 f. = NVwZ-RR 2000, 759 f. m. w. Nachw.
2 Dazu OVG Luneburg, Urteil vom 17.10.2002, 1 KN 3660/01, zu der Erweiterung einer Baugrenze urn 90 M2
3 Vgl. Krautzberger in Ernst/Zinkhahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 13 Rdnr. 18, 126. EL August 2017
4 Dazu OVG Nordrhein-Westfalen. Urt. v. 27.09.2016, 2 D 8/15.NE, BauR 2017, 833
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Planungsvorgaben und Obergeordnete Planungen

2 Planungsvorgaben und Obergeordnete Planungen
2.1 Landes- und Regionalplanung
Bauleitplane sind gem. des Anpassungsgebotes nach § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen. Das System der raumlichen Gesamtplanung wird in Mecklenburg-Vor-
pommern im Landesplanungsgesetz (LPIG) M -V geregelt. Bei der Anderung des Bebauungs-
planes sind daher das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP
M -V vom 27. Mai 2016) sowie das Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern
(RREP VP vom 19.08.2010) zu beachten.

2.1.1 Landesraumentwicklungsprogramm M -V
Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M -V) ist die Ge-
meinde Wieck a. Daril als Vorbehaltsgebiet Tourismus festgelegt. In den Vorbehaltsgebieten
Tourismus soil der Sicherung der Funktion fOr Tourismus und Erholung besonderes Gewicht
beigemessen werden. Dies ist bei der Abwagung mit anderen raumbedeutsamen Planungen,
MaRnahmen, Vorhaben, Funktionen und Nutzungen und denen des Tourismus selbst beson-
ders zu berOcksichtigen (Grundsatz 4.6 (4)).

Die Karte des LEP im MaRstab 1 : 250.000 enthalt fur die Gemeinde Wieck a. Daril und das
Plangebiet keine weiteren Festlegungen.

2.1.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern
Die Gemeinde Wieck a. Daril befindet sich in der Planungsregion Vorpommern. Das einschla-
gige Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern konkretisiert und differenziert die
Vorgaben der Landesplanung. Blatt 1 des RREP VP im MaRstab 1:100.000 (s. auch Abbildung
1) enthalt fur die Gemeinde die nachfolgenden raumordnerische Festlegungen:

Abbildung 1: Auszug aus dem Regionalem Raumentwicklungsprogramm

I m Regionalen Raumentwicklungsprogramm sind die Siedlungsbereiche der Halbinsel Fisch-
land-DarR-Zingst und damit auch die Gemeinde Wieck a. Darfl flachig als Tourismusschwer-
punktraum festgelegt. In den Tourismusschwerpunktraumen stehen die Verbesserung der
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Qualitat und der Struktur des touristischen Angebotes sowie Magnahmen der Saisonverlan-
gerung im Vordergrund. Das Beherbergungsangebot soil in seiner Aufnahmekapazitat nur be-
hutsam weiterentwickelt und erganzt werden. Die planerische Grundlage fOr die Tourismus-
entwicklung sollen regional abgestimmte Tourism uskonzepte bilden (Grundsatz 3.1.3 (4)).

Das Gemeindegebiet ist weiterhin nahezu flachig als Vorbehaltsgebiet Kustenschutz darge-
stellt. Die Vorbehaltsgebiete Kustenschutz umfassen die Gebiete, die nach fachplanerischer
Darstellung des Generalplanes K0sten- und Hochwasserschutz Mecklenburg-Vorpommern
unterhalb des jeweiligen Bemessungshochwasserstandes liegen. Diese Gebiete sind, auch
bei vorhandenen und funktionstuchtigen Keistenschutzanlagen, durch Sturmfluten potenziell
und real gefahrdet. Planungen und Magnahmen in diesen Gebieten mussen deshalb die von
moglichen Sturmfluten ausgehenden Gefahren fur Leben, Gesundheit und Sachwerte in den
Planungsprozess einbeziehen und entsprechende Losungen finden. In den Vorbehaltsgebie-
ten Kustenschutz sollen alle Planungen und Magnahmen die Belange des K0stenschutzes
berucksichtigen (Grundsatz 5.3 (2)). Die Planung ber0cksichtigt vorausschauend im Sinne des
Vorsorgegedankens die zukOnftigen Bemessungshochwasserwerte und tragt damit dem
Grundsatz 5.3 (2) RREP VP Rechnung.

Die Lage des Plangebietes im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ist aufgrund fehlender Land-
wirtschaftsflachen ohne Relevanz. Die nordlich der Ortslage angrenzenden GrOnflachen sind
als Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege dargestellt.

Die Planung entspricht damit den Vorgaben der Landes- und Regionalplanung. Das Amt fur
Raumordnung und Landesplanung Vorpommern hat mit Schreiben vom 13.12.2022 im Rah-
men der Plananzeige mitgeteilt, dass durch das Vorhaben keine raumordnerischen Belange
ber0hrt werden.

2.2 Darstellungen des Flachennutzungsplans
Der rechtswirksame Flachennutzungsplan der Gemeinde Wieck a. Dar11 stellt das Plangebiet
als Wohnbauflache dar. Die Einhaltung des Entwicklungsgebotes nach § 8 Abs. 2 BauGB leitet
sich bereits aus der geringen Grofle des Geltungsbereiches von ca. 1.300 m2 und der einge-
schrankten Festsetzungstiefe (einfacher Bebauungsplan ohne Festsetzungen zur Art der bau-
lichen Nutzung) auch vor dem Hintergrund der nicht parzellenscharfen Konzeption des Fla-
chennutzungsplanes als vorbereitender Bauleitplan ab.

Die Gemeinde Wieck a. Darfl verf0gt Ober keinen Landschaftsplan.

2.3 Rahmenplan „Innenentwicklung"
Im Rahmenplan „Innenentwicklung" der Gemeinde Wieck a. Darfl ist das Plangebiet als Gr0n-
flache/Auflenbereich dargestellt. Der Anderungsbereich befindet sich in der Bauzone 3 „Altes
Fischerdorf" und gehort demnach zu den alteren Bereichen der Gemeinde. Gemafl Rahmen-
plan hebt sich der Bereich Nordkaten / Suclkaten (Bauzone 3) schon durch die kleinteiligeren
Strukturen (Wegenetz, GrundstOcke) deutlich von den Dbrigen Siedlungsbereichen ab. Die
haufig kleinen Gebaude stehen mit wenig oder keinem Abstand zu den offentlichen Wegen.
GrundstOcksweise schwankt die GRZ im Wesentlichen zwischen 0,1 bis 0,3, nur in relativ we-
nigen Fallen liegt sie zwischen 0,3 und 0,4 (z. B. Nordkaten 2, 3, 7; Siklkaten 7, 12a, b, 14b).
Das Maximum wird bei Nordkaten 14 mit 0,43 erreicht.
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In der Karte „Defizite" des Rahmenplans wird das Plangebiet als ungestalteter Ortsrand als
Defizit aufgefuhrt. Mit der Planung besteht nun die MOglichkeit, dieses Defizit durch eine bau-
liche Neugestaltung zu beheben. Die Planung entspricht damit dem Rahmenplan „Innenent-
wicklung" der Gemeinde.
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t) \I

Eaualadaida
für Einathaaer < 350qm

abgadlossene Salungsberache

Strataaett

2.4 Klimaschutz
Gemail § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitplane u. a. dazu beitragen, den Klimaschutz und die
Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fordern. Ein Klimaschutzkon-
zept gibt es bisher in der Gemeinde Wieck a. Darg nicht. Die Planung beschrankt sich auf
vorgepragte Flachen und tragt zu einer kompakteren Siedlungsentwicklung bei. Lokalklima-
tisch wirksame Flachen werden durch die Planung nicht in Anspruch genommen.

Laut Prognosen des Weltklimarates (IPCC) ist zukunftig em n hoherer klimabedingter Meeres-
spiegelanstieg zu erwarten. Daher befinden sich die Bemessungshochwasserstande derzeit
in einem Anpassungsprozess. Die Planung berOcksichtigt den klimabedingten Meeresspiegel-
anstieg durch Anpassung der festgesetzten ErdgeschossfuflbodenhOhe auf das zukunftig er-
wartete Niveau (dazu Kap. 4.2.3).
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3 Stadtebauliche Rahmenbedingungen
3.1 Bestand und gegenwartige Nutzung
3.1.1 Die Umgebung des Plangebietes
Die Umgebung des Anderungsbereichs ist gepragt durch die Wohn- und Ferienwohnbebauung
der Gemeinde Wieck a. Darfl, wobei, bezogen auf das gesamte Gemeindegebiet, das Beher-
bergungsangebot quantitativ Oberwiegt. GemaR BegrOndung zum B -Plan Nr. 13 stehen in der
Ortslage Wieck knapp 730 Einwohnern gut 1.900 Gastebetten gegenuber.

Das Straflenbild wird allgemein durch eine offene, eingeschossige Bebauung mit ausgebau-
tern Steildach gepragt. Die Bebauung setzt sich zu groflen Teilen aus Ein- und Zweifamilien-
hausern zusammen. Offensichtliche Baulucken bestehen kaum, in einigen Bereichen besteht
jedoch angesichts zum Teil grollzOgiger GrundstOcksgrOflen erhebliches Nachverdichtungs-
potenzial im Rahmen des Einfugegebotes nach § 34 BauGB.

Westlich an den Anderungsbereich schlieflt der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ni. 1
„Alter Zeltplatz" an, der im Wesentlichen eine Ferienwohnnutzung mit insgesamt mafliger bau-
licher Dichte (GRZ 0,3) zulasst. Nordlich des Plangebietes befinden sich gartnerisch angelegte
GrOnflachen mit vereinzelten Nebengebauden (vgl. Abbildung 3).

Sadlich der Ortslage befindet sich der Bodstedter Bodden mit dem Hafen der Gemeinde.

Abbildung 3: Der Anderungsbereich mit seiner Umgebung
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3.1.2 Nutzung und Topografie des Plangebiets
Der Anderungsbereich ist Teil eines grofleren zusammenhangenden FlurstOcks, welches den
rOckwartigen Bereich entlang der Strage Nordkaten umfasst und Oberwiegend grOn gepragt
ist. Im sudwestlichen Bereich befindet sich innerhalb der im B -Plan Nr. 13 festgesetzten Ober-
baubaren GrundstOcksflache em n leerstehendes reetgedecktes Nebengebaude. Pm ostlichen
Bereich grenzt eine Baumreihe an das Plangebiet an.

Abbildung 4: Blick von der Strage Nordkaten in das Plangebiet

Das Gelande besitzt im nordlichen Bereich eine HOhenlage von 0,9 bis 1,6 m NHN und steigt
nach SOden auf bis zu 2,1 m NHN an.

3.1.3 Planungsrechtliche Situation
Beim Bebauungsplan Nr. 13 handelt es sich urn einen einfachen Bebauungsplan. Entspre-
chend § 30 Abs. 3 BauGB richtet sich die Zulassigkeit von Vorhaben daher im Obrigen nach
§ 34 oder § 35 BauGB. Auch wenn der Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplanes Ni.
13 „Wieck Ost" Ober die bestehende bauliche Nutzung hinausgeht, endet der im Zusammen-
hang bebaute Ortsteil nach Einschatzung der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehorde des
Landkreises Vorpommern-ROgen an der Gebaudekante des Nebengebaudes auf dem Flur-
stick 159/4 (siehe auch Baugrenze). Bereits mit Ablehnungsbescheid AZ 1447/16 vom
13.03.2017 zum Neubau eines Gebaudes mit vier Nutzungseinheiten wurde Wu- den von der
Anderung des Bebauungsplanes betroffenen GrundstOcksteil die Auflenbereichslage festge-
stellt.
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3.2 Natur und Landschaft
3.2.1 Schutzgebiete und Schutzobjekte nach dem Naturschutzrecht
Die Gemeinde Wieck a. Darfl liegt anteilig im Landschaftsschutzgebiet „Boddenlandschaft".
Das Plangebiet befindet sich bauplanungsrechtlichen im Auflenbereich und damit im Land-
schaftsschutzgebiet „Boddenlandschaft" gemall der Verordnung vom 16. August 2021. Ge-

§ 5 Abs. 2 Nr. 1 der LSG-Verordnung ist die Errichtung oder wesentliche Veranderung
von baulichen Anlagen erlaubnispflichtig. Diese Erlaubnis ist gemail § 5 Abs. 3 zu erteilen,
wenn die beabsichtigte Mallnahme nicht die in § 4 Abs. 1 der Verordnung genannten Wirkun-
gen zur Folge hat, welche zu einem Verbot der Mallnahme kihren wOrden. Verboten sind
demnach alle Handlungen, welche den Charakter des Gebietes verandern, insbesondere,
wenn sie den Naturhaushalt schadigen, den Naturgenuss beeintrachtigen oder das Land-
schaftsbild nachhaltig verandern.

Durch die Aufstellung eines Bebauungsplans im Aullenbereich werden diese Voraussetzun-
gen regelmaflig als gegeben angesehen. Aus Sicht der unteren NaturschutzbehOrde ist dies
in diesem speziellen Einzelfall aber nicht gegeben. Die geplante Anderung betrifft hier nur
einen sehr kleinen Bereich des bereits bestehenden rechtsverbindlichen Bebauungsplanes.
Es geht hier lediglich urn einen Anderungsbereich von 1.300 rn2. Dabei wird der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans nicht erweitert, sondern nur die Baugrenzen angepasst um den
Bau eines einzelnen Wohngebaudes zu ermOglichen. Zudem ist der betroffene Bereich als
gestort zu bezeichnen und wird durch eine nordlich liegende Baumgruppe aus Nadelbaumen,
Obstbaumen und einer Esche vom weiteren Auflenbereich abgegrenzt. Negative Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild sind daher nicht zu erwarten.

Aus Sicht der unteren Naturschutzbehorde kann daher auf eine Herausnahme aus dem LSG
verzichtet werden. Es ist jedoch vor Inkrafttreten der Anderung em n Antrag auf Erlaubnis gemall
§ 5 der LSG-Verordnung zu stellen.

Die Ortslage Wieck ist umgeben von der Pflege- und Entwicklungszone des Nationalparks
Vorpommersche Boddenlandschaft. Die dichteste Entfernung zum Plangebiet betragt knapp
300 m. Das Nationalparkamt Vorpommern hat mit Schreiben vom 9. November 2022 bestatigt,
dass keine Einwande gegen die Planung bestehen.

Die Grenzen des Nationalparks sind im betroffenen Bereich annahernd deckungsgleich zur
Abgrenzung des Europaischen Vogelschutzgebietes DE 1542-401 „Vorpommersche Bodden-
landschaft und nordlicher Strelasund". Auch dieses befindet sich etwa 300 m sudostlich bzw.
ca. 1,4 km nordwestlich des Anderungsbereiches. Als weiteres europaisches Schutzgebiet
grenzt das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung DE 1542-302 „Recknitz-Astuar und
Halbinsel Zingst" wiederum ca. 300 m sOdostlich des Plangebietes an die Ortslage an.

Im Plangebiet und dessen Wirkraum kommen keine nach § 20 NatSchAG M -V gesetzlich ge-
schOtzten Biotope vor.

3.2.2 Schutzgebiete und Schutzobjekte nach anderen Fachgesetzen
Der Geltungsbereich wird nicht von Schutzgebieten und Schutzobjekten nach anderen Fach-
gesetzen berOhrt. Nach dem gegenwartigen Kenntnisstand sind im Gebiet keine Bodendenk-
male bekannt. Das Plangebiet befindet sich nicht im 150 m-Kustenschutzstreifen nach § 29
NatSchAG M -V. Aufgrund der geringen Hohenlage befindet sich der Anderungsbereich im po-
tenziellen Oberflutungsraum HQ-mittel „KUstengebiet Ost" mit einem Wiederkehrintervall HW
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200. Das Plangebiet liegt nicht in einem festgesetzten oder noch festzusetzenden \Nasser-
schutzgebiet einer VVasserfassung.

3.3 lmmissionen
Das Anderungsgebiet liegt innerhalb der ruhigen und dorflich gepragten Ortslage Wieck a.
Dar& Erhebliche Imnnissionen, welche im Rahnnen der Plananderung zu ber0cksichtigen wa-
ren, sind nicht ersichtlich. Zu berOcksichtigen ist weiterhin. das immissionsschutzrechtliche
Festsetzungen nur nutzungsbezogen moglich sind und weder der Ursprungsplan noch die
erste Bebauungsplananderung, die Art der baulichen Nutzung planungsrechtlich festsetzen.

4 Inhalt der Planung
4.1 Stacitebauliches Konzept
Geplant ist die behutsame Fortentwicklung und Abrundung der Ortslage durch em n zusatzliches
Einfamilienhaus. Die textliche Festsetzung Nr. 1.1.5) begrenzt die Anzahl der zulassigen
Wohneinheiten auf 2 Wohnungen je Wohngebaude. Damit sind maximal 2 zusatzliche
Wohneinheiten zu erwarten.

Zu berOcksichtigen ist, dass die 1. Anderung des Bebauungsplanes Ni. 13 als Angebotspla-
nung mit begrenzter Festsetzungstiefe (einfacher Bebauungsplan) erfolgt und das konkrete
Vorhaben nicht planungsrechtlich festgesetzt wird. ZukOnftig sind daher die Vorhaben zulassig,
die sich gem. § 34 BauGB i.V.m. den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13 in die Ei-
genart der naheren Umgebung einfOgen.

4.2 Planungsrechtliche Festsetzungen
Im Rahmen der 1. Anderung des Bebauungsplanes Ni. 13 erfolgt eine Anpassung der Bau-
grenze sowie eine geringfOgige Nachjustierung von Festsetzungen zum Mall der baulichen
Nutzung. Die Anderung erfolgt daher als sog. unselbststandige Plananderung, die ohne den
ihr zugrundeliegenden Ursprungsplan nicht „lebensfahig" ist. Der Bebauungsplan Ni. 13 gilt
somit weiter in der Fassung seiner 1. Anderung.

4.2.1 Geltungsbereich
Gemail § 9 Abs. 7 BauGB ist der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes festzuset-
zen. Die Abgrenzung des Anderungsbereiches orientiert sich an dem stadtebaulichen Erfor-
dernis zur Neuordnung der Baugrenze in dem betroffenen Bereich sowie an dem Geltungsbe-
reich des zugrundeliegenden Bebauungsplanes Ni. 13 und den Elementen des Liegenschafts-
katasters (FlurstOcksgrenzen).

Im Verfahren hat sich gezeigt, dass bei der Obertragung der Daten vom analogen zum digita-
len Liegenschaftskataster Unscharfen bei der nordlichen Grenze des FlurstOckes 159/4 auf-
getreten sind. Bei einem Grenztermin am 4. Mai 2023 wurden die im Liegenschaftskataster
nachgewiesen vorhanden Grenzpunkte und der Verlauf der FlurstOcksgrenzen des Vermes-
sungsobjektes (FlurstOck 159/4) nach WOrdigung der mallgeblichen Nachweise des Liegen-
schaftskatasters in dem Umfang durch ortliche Vermessung ermittelt, wie es zur sachgemaRen
Erledigung der beantragten Amtshandlungen erforderlich war. Die alten Grenzpunkte wurden
gemail dem Katasterkartenwerk durch Digitalisierung Ober kartenidentische Punkte gemail
dem Prinzip der Nachbarschaft ermittelt und in die Ortlichkeit Obertragen und mit der ortlichen
Lage der vorhandenen Grenzmarken oder Grenzeinrichtungen und dem ortlichen Verlauf der
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Flurstucksgrenze verglichen. Der Vergleich ergab zu den ma(geblichen Nachweisen des Lie-
genschaftskatasters lediglich geringe Abweichungen in der Nutzung.

4.2.2 Oberbaubare Grundstiicksflache
Entlang der Strafle Nordkaten/MOhlenweg wird die Baugrenze straflenbegleitend in nordliche
Richtung verlangert. Der Abstand zur StraRe betragt etwa 6,5 m. 1m ruckwartigen Bereich ori-
entiert sich die Baugrenze an dem bestehenden Nebengebaude und nimmt dessen Flucht auf.

Die GroRe der Erweiterung der Oberbaubaren GrundstOcksflache entspricht in etwa dem ein-
bezogenen Flachenanteil entlang der sOdlichen Grundstucksgrenze. Die Anpassung erfolgt
damit weitestgehend flachenneutral, d. h. es wird kein zusatzlicher Bauraum geschaffen, son-
dern nur die Anordnung und Abgrenzung des bereits bestehenden Baufeldes angepasst.

Gemall § 23 Abs. 5 BauNVO kOnnen auf den nicht Ciberbaubaren Grundstucksflachen Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO zugelassen werden. Das Gleiche gilt fur bauliche Anlagen,
soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflachen zulassig sind oder zugelassen werden
konnen. Die Befugnis ist zwingende Folge der Festsetzung von Oberbaubaren GrundstOcks-
flachen und bedarf keiner gesonderten Festsetzung in der Satzung5. Eine Einschrankung die-
ser Regelung erfolgt durch die textliche Festsetzung Nr. 1.2.2) des Bebauungsplanes Nr. 13,
wonach eine Oberschreitung der straflenseitigen Baugrenze mit Garagen, itherdachten Steil-
platzen (Carports), sonstigen Nebenanlagen als Gebaude sowie mit baulichen Anlagen, die
nach § 6 (6, 7) LBau0 M -V in den Abstandsflachen zulassig sind, nun zulassig ist, sofern diese
einen Abstand zur festgesetzten Strallenbegrenzungslinie von nnindestens 5,0 m einhalten.

4.2.3 Hochwasserschutz / Mall der baulichen Nutzung
Das Bemessungshochwasser (BHVV) betragt gemaR der seit 2012 geltenden Richtlinie 2-
5/2012 „Bemessungshochwasserstand und Referenzhochwasserstand" des Regelwerkes
KOstenschutz M -V Mr den Raum VVieck 1,90 m NHN zuzLiglich des VVellenauflaufs. Dieser
Wasserstand stellt einen Ruhewasserspiegel dar und berucksichtigt nicht den mit Hochwasser
einhergehenden Seegang bzw. Wellenauflauf. Aufgrund der anstehenden geringen Gelande-
hbhen von 0,9 bis 2,1 m NHN sind Teilflachen innerhalb des Anderungsbereiches bereits bei
Wasserstandsanstiegen unterhalb des Bemessungshochwassers uberflutungsgefahrdet. Ge-
mall der textlichen Festsetzung Ni. 1.1.2) muss die ErdgeschossfuRbodenhohe (FertigfuRbo-
den) von Neubauten daher eine Hohenlage von 1,90 m NHN aufweisen. Aufenthaltsraume im
Untergeschoss (Hohenlage unterhalb von 1,90 m NHN) sind unzulassig.

Jedoch befinden sich die Bemessungshochwasserstande derzeit in einem Anpassungspro-
zess. Laut Prognosen des Weltklimarates (IPCC) ist zukCinftig em n hoherer klimabedingter Mee-
resspiegelanstieg zu erwarten. Voraussichtlich liegt das kOnftige BHW ab 2022/2023 bei
2,40 m NHN. 1m Sinne des vorbeugenden Hochwasserschutzes (§ 1 Abs. 6 Ni. 12 BauGB)
wird die perspektivisch erhOhte hochwasserbedingte Gefahrdung im Anderungsbereich bereits
jetzt berucksichtigt und durch die Anpassung der textlichen Festsetzung Ni. 1.1.2) auf den zu
erwartenden Bemessungshochwasserstand von 2,40 m NHN berOcksichtigt.

Aufgrund der HOhenlage des Plangebietes stellen die Oberflutungsgefahrdeten Bereiche
Hochwasserrisikogebiete auflerhalb von Oberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Abs.
1 VVHG dar. FOr Risikogebiete auflerhalb von Oberschwemmungsgebieten gilt gem. § 78b Abs.
1 WHG, das bei der Ausweisung neuer Baugebiete im Auflenbereich sowie bei der Aufstellung,

5 vgl. Blechschmidt in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, § 23 BauNVO. Rdnr. 47, 133. EL,
Mai 2019.

10



Inhalt der Planung

Anderung oder Erganzung von Bauleitplanen fur nach § 30 Abs. 1 und 2 oder nach § 34 des
Baugesetzbuches zu beurteilende Gebiete insbesondere der Schutz von Leben und Gesund-
heit und die Vermeidung erheblicher Sachschaden in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 des Bau-
gesetzbuches zu berucksichtigen sind.

1m Ergebnis der Abwagung wird eingeschatzt, dass der Schutz von Leben und Gesundheit
und die Vermeidung erheblicher Sachschaden durch die textliche Festsetzung zur geanderten
Hohenlage des Erdgeschossfuflbodens sowie die Hinweise auf die Gefahren durch Hochwas-
ser und damit verbundene Magnahmen (Verzicht auf Unterkellerung, Sicherstellung der
Standsicherheit) sichergestellt werden kann.

Aufgrund der geringen anstehenden GelandehOhen von 0,9 m bis 2,1 m NHN waren ggf. Auf-
schOttungen von max. 1,20 m bei einer Sockelhohe von 0,30 m moglich. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass es sich bei AufschOttungen in Verbindung mit der Errichtung von Gebauden
urn nichtselbststandige Aufschuttungen handelt, welche gemall der Rechtsprechung des
Oberverwaltungsgerichtes M -V (Beschluss vom 04.02.2015, Az: 3 M 166/14) abstandsflachen-
relevant sind. Das bedeutet, dass Gelandeaufschuttungen in Verbindung mit der Errichtung
von baulichen Anlagen im Grenzbereich (Grenzabstand <3,0 m) bauordnungsrechtlich unzu-
lassig sind.

Aufgrund der urn 0,5 m geanderten Hahenlage des ErdgeschossflAbodens erfolgt eine An-
passung der bisher im Bebauungsplan Nr. 13 festgesetzte maximalen Firsthohe von 9,0 m
Ober der Mitte der befestigten Verkehrsflache (Fahrbahn), gemessen orthogonal zur Mitte des
jeweiligen Gebaudes (Bezugspunkt gem. IF 1.1.3)), um 0,5 m auf 9,50 m Ober dem Bezugs-
punkt. Die Firsthohe ist definiert durch die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante, also
der auflere Schnittpunkt der Dachschenkel.

4.3 Erschliegung

4.3.1 Verkehrliche ErschlieBung
Die verkehrliche Erschlieflung ist Ober die unbefestigt ausgebaute Strafe Nordkaten / MOh-
lenweg gesichert. Gemafl der textlichen Festsetzung Nr.1.3) ist eine Zufahrt je GrundstOck mit
einer Breite von maximal 4 m zulassig.

Fur BaumafInahmen an offentlichen Verkehrsflachen im Sinne des StrWG-MV ist eine Geneh-
migung nach § 10 StrWG-MV einzuholen. Der Trager der Straflenbaulast hat dafOr einzu-
stehen, dass die allgemein anerkannten Regeln der Baukunst und der Technik eingehalten
werden und ihre Bauten technisch alien Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genugen.

4.3.2 Ver- und Entsorgung
Wahrend des Planaufstellungsverfahrens werden die Belange hinsichtlich der Ver- und Ent-
sorgung mit den jeweiligen Erschlieflungstragern abgestimmt.

Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung
Die Trinkwasserversorgung und die Abwasserentsorgung werden Ober die bestehenden An-
lagen sichergestellt. Die Erschlieflung mit Trinkwasser wird durch die Wasser und Abwasser
GmbH Boddenland gewahrleistet. Auf Grund des mengenmafligen schlechten Zustandes des
Grundwasserkorpers und der Sensibilitat des Wasserkorpers gegenOber Spitzenentnahmen
durch den Tourismus ist zu prOfen, ob Magnahmen zur Wasserspeicherung bzw. auch Brauch-
wassernutzung moglich sind.

11



Inhalt der Planung

Die Beseitigungspflicht kir Schmutz- und Niederschlagswasser obliegt dem Abwasserzweck-
verband Darn. AIle hauslichen Abwasser sind nach Maggabe des Abwasserbeseitigungs-
pflichtigen dem &fentlichen Schmutzwassernetz zuzufuhren. Die Offentliche abwassertechni-
sche Erschlieflung des betreffenden Gebietes ist vorhanden, die geplante Bebauung wurde
berucksichtigt.

Das anfallende Niederschlagswasser soli vor Ort versickern. Das vorliegende Baugrundgut-
achten der BAUGRUND Stralsund Ing. mbH Nr. 23/2019 mit Stand vom 21. April 2023 hat die
Versickerungsfahigkeit der anstehenden BOden auf der Grundlage der Vorschrift ATV-DVWK-
A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagwasser" un-
tersucht. Im Ergebnis der Baugrunderkundungen besteht der natOrlich anstehende Baugrund
Oberwiegend aus durchlassigen Boden. Wasserstauende BOden wurden nicht angetroffen.
Eine Versickerung von Niederschlagswasser ist damit bedingt moglich. Jedoch wird die Mach-
tigkeit des Sickerraumes zeitweilig kleiner als empfohlen sein. Daher sind vorzugsweise ober-
irdische Versickerungsanlagen (Mulden, Becken) vorzusehen bzw. oberflachennahe flach ein-
gebaute Sickerkasten. Die NiederschlagswasserrOckhaltung und -speicherung im Plangebiet
fur die GrundstOcksbewasserung wird ausdrOcklich empfohlen.

Die Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser stellt nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG
einen Ben utzungstatbestand dar und bedarf nach § 8 Abs. 1 WHG einer Erlaubnis. Der Nach-
weis Ober die Versickerungsfahigkeit nach Arbeitsblatt DWA-A 138 ist im Zuge des Baugeneh-
migungsverfahrens zu erbringen.

Brandschutz/Loschwasserversorgung
Gemäll § 2 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M -V) gehOrt
der Brandschutz zu den Aufgaben des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde. Gernall § 2
Abs. 1 Ziffer 4 des Gesetzes Ober den Brandschutz und die Technischen Hilfeleitungen durch
die Feuerwehren für Mecklenburg-Vorpommern vom 31. Dezember 2015, in der derzeit gel-
tenden Fassung, ist die Gemeinde verpflichtet, die Loschwasserversorgung als Grundschutz
in ihrem Gebiet sicherzustellen.

FOr das Plangebiet ist der Lbschwasserbedarf nach DVGW-W 405 zu dinnensionieren. Die
Lbschwasserversorgung kann nur im Rahmen der Kapazitaten des vorhandenen Trinkwasser-
netzes erfolgen. Eine Bereitstellungspflicht von LOschwasser seitens der Wasser- und Abwas-
ser GmbH -Boddenland- besteht nicht. Das Lbschwasser ist gemarl dem Arbeitsblatt W 405,
Stand: Februar 2008, des DVGW kw den Zeitraum von 2 Stunden, innerhalb eines Radius von
300 m bereitzustellen. Dabei ist zu berOcksichtigen, dass dieser Radius die tatsachliche Weg-
strecke betrifft und keine Luftlinie durch Gebaude bzw. Ober fremde GrundstOcke darstellt.

Die in der Ortslage vorhandenen Hydranten kOnnen zur Erstbrandbekampfung eingesetzt wer-
den. Eine Bereitstellungspflicht von Lbschwasser seitens der Wasser und Abwasser GmbH -
Boddenland- besteht nicht.

Energieversorgung
Im MOhlenweg verlaufen Versorgungsleitungen der E.DIS Netz GmbH. Dazu zahlt eine still-
gelegte Strom-Mittelspannungsleitung und eine in Betrieb befindliche Niederspannungsleitung.
Zu den vorhandenen elektrischen Betriebsmitteln sind grundsatzlich Abstande nach DIN VDE
0100 und DIN VDE 0101 einzuhalten. Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel dOrfen
weder freigelegt nach Oberbaut werden. Zur Gewahrleistung der geforderten Mindesteingra-
betiefen sind Abtragungen der Oberflache nicht zulassig. In Kabelnahe ist Handschachtung

12



Inhalt der Planung

erforderlich. Es ist zu beachten, dass rechtzeitig vor Beginn eventueller Bauarbeiten eine Ein-
weisung durch den Meisterbereich der E.DIS Netz GmbH erfolgen muss.

Fur den Netzanschluss ist em n Antrag an den Versorgungstrager zu stellen. Nach Antragstel-
lung unterbreitet die E.DIS dem Erschlieflungstrager das Kostenangebot fOr den Anschluss an
das Versorgungsnetz.

Gas
Im MOhlenweg verlauft eine Gas-Niederdruckleitung der HanseGas GmbH. Die Herstellung
von Hausanschlussen ist mit dem Versorgungsbetreiber abzustimmen. Die Oberbauung der
Leitung mit Bitumen, Beton oder ahnlichen Material, auRer im direkten Kreuzungsbereich, ist
unzulassig. Beim Verlegen von Ver- oder Entsorgungsleitungen oder Bebauung/Bepflanzung
sind die nach dem jeweils gOltigen Regelwerk geforderten Mindestabstande/Schutzstreifen
einzuhalten. Die Oberdeckung der Gasleitung darf sich durch BaumaRnahmen nicht andern.
Ober- oder unterirdische Anlagen/Hinweiszeichen durfen in [age und Standort nicht verandert
werden. Der BauausfOhrende hat vor Beginn von Bauarbeiten einen Aufgrabeschein und eine
ortliche Einweisung zu beantragen.

Telekommunikation
Im angrenzenden Straflenraum befindet sich oberirdische und unterirdische Telekommunika-
tionslinien der Deutschen Telekom. Die Leitungen sind in der Regel mit einer Oberdeckung
von ca. 60 cm verlegt. Fine abweichende Tiefenlage ist wegen Kreuzungen anderer Anlagen,
infolge nachtraglicher Veranderung der Deckung durch Strallenumbauten und dergleichen
und aus anderen GrOnden moglich. In Kreuzungspunkten mit einer Telekommunikationslinie
ist die genaue Tiefenlage durch Querschlag zu ermitteln.

Ein Oberbauen der Anlagen und Maflnahmen, die zu einer Verringerung der Oberdeckung
fuhren. sind nicht gestattet. Es ist die Originaluberdeckung von 0,6 m wieder herzustellen. Die
Trassenbander sind 0,3 m Ober die Anlagen neu zu verlegen. Bei Freilegung der Telekommu-
nikationslinien wahrend der BaumaRnahme sind diese durch geeignete Mallnahmen zu schOt-
zen und zu sichern.

Sollte die Herstellung einer Anbindung an das Telekommunikationsnetz gewOnscht werden,
muss die Antragstellung separat Ober den Bauherrenservice der Deutschen Telekom Technik
erfolgen.

Abfallentsorgung
In der Gemeinde Wieck a. Darfl wird die Entsorgung der Abfalle gernail der Satzung Ober die
Abfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-ROgen (Abfallsatzung - AbfS) vom 9. Okto-
ber 2017 in der Fassung der 3. Anderungssatzung, gOltig seit dem 1. Januar 2020 durch den
Landkreis Vorpommern-ROgen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte
Dritte durchgefOhrt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen, wie
Pappe, Papier, Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfOr beauftragte private Entsorger.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes unterliegt aufgrund der kOnftigen Nutzung dem
Anschluss- und Benutzungszwang an die Abfallbewirtschaftung gernaR § 6 der AbfS.

Ein Befahren der offentlichen Stralle mit Mullfahrzeugen ist grundsatzlich mOglich. Alle Abfall-
behalted-sacke sowie Sperrm011 sind gemail § 15 Abs. 2 AbfS am Tag der Abholung an der
BOrgersteigkante bzw. am Strallenrand der nachsten vorn Sammelfahrzeug benutzbaren Of-
fentlichen Stralle so bereitzustellen, dass em n ROckwartsfahren der Entsorgungsfahrzeuge
nicht erforderlich ist.
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4.4 Flachenbilanz
Die nachfolgende Tabelle 1 zeigt die Flachenbilanz der vorliegenden Plananderung. Die Fla-
chengrollen wurden grafisch ermittelt.

Tabelle 1: Flachenbilanz

Nutzungsart Flachengr011e

Oberbaubare GrundstOcksflache ca. 275 m2

I Geltungsbereich ca. 1.300 m2

5 Wesentliche Auswirkungen der Planung
Die Abwagung wird auf die inhaltlich geanderten Festsetzungen beschrankt. Es gilt dannit der
LeitsatZ, dass bei einer Bebauungsplananderung in die Abwagung nur schutzwOrdige Be-
lange einzustellen sind, die gerade durch die Plananderung beruhrt werden. Die Belange der
Ursprungsplanung sind demgegenOber grundsatzlich nicht mehr in den Blick zu nehmen und
gegen- und untereinander abzuwagen.

5.1 Verkehrliche Auswirkungen
Mit der untergeordneten Anpassung der Oberbaubaren GrundstOcksflache und der Bereitstel-
lung eines zusatzlichen Bauplatzes sind keine erheblichen verkehrlichen Auswirkungen ver-
bunden. Das GrundstOck ist verkehrlich bereits erschlossen, die Strafle Nordkaten / MOhlen-
weg ist in der Lage, den Verkehr eines zusatzlichen Einfamilienhauses aufzunehmen.

5.2 Finanzielle Auswirkungen
Die Kosten der Plananderung tragt der Verursacher der Bauleitplanung. Negative Auswirkun-
gen auf den Gemeindehaushalt ergeben sich durch die Planung daher nicht. Die Planung tragt
dazu bei, zusatzliche Einwohner zu generieren und starkt Ober die Einkommenssteuer die Ge-
meinde Wieck a. Dar&

5.3 Auswirkungen auf private Belange
Positive Auswirkungen hat die Plananderung auf den bestehenden GrundstOckseigentOrner.
Durch den geringen Anderungsumfang sind negative Auswirkungen auf angrenzende Grund-
stOcke nicht zu erwarten.

6 VGH Baden-Wurttemberg, Urteil vom 20.03.2013, Az. 5 S 1126/11, openJur 2013, 23258 im Anschluss an
BVerwG, Beschl. v. 13.11.2012, Az. 4 BN 23.12 u. Beschl. v.06.03.2013. Az. 4 BN 39.12.
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6 Wesentliche Auswirkungen der Planung auf die Umwelt
6.1 Auswirkungen auf Natur und Landschaft
Im vereinfachten Verfahren wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von der UmweltprOfung nach § 2
Abs. 4 BauGB abgesehen. Daher erfolgt nur eine allgemeine Ansprache und Bewertung der
Schutzguter im Rahmen der Ermittlung und Bewertung des fur die Abwagung bedeutsamen
Materials gem. § 2 Abs. 3 BauGB.

Die Ermittlung und Bewertung der umweltfachlichen Belange erfolgt verbal-argumentativ auf
Grundlage einer Bestandserfassung vor Ort sowie durch Auswertung der Datenbestande des
Landesamtes fOr Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, die im Um-
weltkartenportal M -V Offentlich zur VerfOgung gestellt werden. Erganzend wurde die angege-
bene Fachliteratur sowie weitere einschlagige Fachquellen zu den spezifischen umweltrele-
vanten Themen ausgewertet.

Boden
Gemaa der Obersichtskarte der Bodengesellschaften im MaRstab 1:500.000 kommen in der
Gemeinde VVieck a. Darn naturlicherweise holozane Sande mit Grundwassereinfluss vor.
Diese sind als Sand-Gley/Regosol (Ranker) ausgebildet [1]. Die kleinteiligere Reichsboden-
schAtzung gibt fur das Anderungsgebiet Sand als vorherrschende Bodenart an. Dementspre-
chend sind wenig wertgebende Baden mit einer Bodenwertzahl von 25 anzutreffen.

Gernaa dem vorliegenden Baugrundgutachten vom 21. April 2023 wurden im Rahmen der
Baugrunderkundungen als Gelndedeckschicht Auffullungen (Schicht 1) mit einer Schicht-
starke von 0,9 m bis 1,1 m erbohrt, die durchgehend ab der Gelandeoberkante anstehen. Un-
terlagert werden die Deckschichten von schwach organischen Sanden (Schicht 2a) bei wel-
chen es sich urn den ursprOnglichen Oberboden handelt. Die Schichtmachtigkeit kann nach
den Ergebnissen der Untergrundaufschlusse mit 0,4 m bzw. 0,6 m angeben werden. Unter
den schwach organischen Sanden stehen dann bis zur Endaufschlusstiefe von 6,0 m schwach
schluffige Feinsande (Schicht 2b) an [2].

Die Boden im Plangebiet sind anthropogen Oberformt und in Teilen bereits durch bestehende
bauliche Anlagen versiegelt. lnnerhalb der Auffullungen (Schicht 1) sind vereinzelt Kiese und
Ziegelreste vorhanden. GemaR BVB-Fachausschuss ist der Hemerobiegrad des Plangebietes
als alpha- bis polyohemerob einzustufen. Entsprechend ist die Naturnahe als mittel bis gering
und die Vorbelastung als mittel bis stark zu bewerten [3].

Mit Umsetzung der Planung kommt es zu einer Erhohung des Versiegelungsgrades und des
Verdichtungsgrades der oberen Bodenschichten, deren Auswirkungen durch die Festsetzung
der nicht voll ausgeschOpften GRZ von 0,3 auf das notwendige Maa reduziert werden. Erheb-
liche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind bereits aufgrund der Vornutzung und Vor-
belastung nicht zu erwarten.

Anfallendes Aushubmaterial ist durch einen fachkundigen Sachverstandigen auf Grundlage
der geltenden Ersatzbaustoffverordnung zu beproben und zu entsorgen.

Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Verwendung des Bodenaushubs, d. h. die Ver-
wertung OberschOssigen Bodenaushubs oder Fremdbodens beim Ein- oder Aufbringen in die
durchwurzelbare Bodenschicht, hat unter Beachtung der bodenschutzrechtlichen Vorschriften
(insb. §§ 4 & 7 BBodSchG, §§ 6-8 BBodSchV) zu erfolgen.
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Flache
Mit der BauGB-Novelle 2017 wurde das Schutzgut „Flache" neu in den Katalog der bei der
Aufstellung der Bauleitplane insbesondere zu berOcksichtigenden Umweltbelange nach § 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgenommen. Die Grofle des Anderungsbereiches betragt ca. 1.300 m2.
Die Planung beschrankt sich auf vorbeeintrachtigte und vorgenutzte Flachen, die aufgrund der
Oberplanung durch den rechtsverbindlichen Bebauungsplan Ni. 13 bereits Bestandteil der
Siedlungs- und Verkehrsflache der Gemeinde Wieck a. Dara sind. Erhebliche Auswirkungen
auf das Schutzgut Flache sind daher nicht zu erwarten.

Wasser
Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden, als nachstes Standgewasser be-
findet sich der Bodstedter Bodden etwa 300 m sOdlich des Anderungsbereiches. Etwa 150 m
nOrdlich des Plangebietes verlauft der Graben Wieck 14/2, Ober 100 m ostlich der Graben
Wieck 14/1. Beide Graben entwassern in den Graben 14. Das Plangebiet liegt damit im Ein-
zugsgebiet „Polder Wieck". Beide Graben werden als Gewasser 2. Ordnung durch den WBV
„Recknitz-Boddenkette" bewirtschaftet.

Die mittlere Grundwasserneubildung betragt 277,8 mm/a, jedoch ist das Grundwasserdarge-
bot nicht nutzbar. Der Grundwasserflurabstand betragt weniger als 2 m. Der Grundwasserlei-
ter ist unbedeckt, dementsprechend ist die GeschOtztheit des Grundwassers als gering zu be-
werten [1]. Der Grundwasserkorper DarlI/Zingst weist einen sowohl mengenmagigen als auch
chemisch schlechten Zustand auf.

Die im weiteren Umfeld befindlichen Oberflachengewasser werden durch die Planung nicht
berOhrt. Auch sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Grundwasser abzusehen. Das
anfallende Niederschlagswasser kann aufgrund der anstehenden sandigen BOden bedingt vor
Ort versickern. Daher sind vorzugsweise oberirdische Versickerungsanlagen (Mulden, Be-
cken) vorzusehen bzw. oberflachennahe flach eingebaute Sickerkasten. Die Niederschlags-
wasserrOckhaltung und -speicherung im Plangebiet fOr die GrundstOcksbewasserung wird
ausdrOcklich empfohlen. Das Einleiten von Wasser in em n Gewasser (oberirdisches Gewasser,
Grundwasser) stellt eine Gewasserbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und ist der un-
teren Wasserbehorde anzuzeigen. Die Planung fOhrt damit zu keinen erheblichen Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Wasser.

Klima und Luft
Mecklenburg-Vorpommern liegt makroklimatisch betrachtet innerhalb der gemagigten Zone.
Das Klima des Landes wird im Westen Oberwiegend atlantisch und im Osten kontinental ge-
pragt. Typisch sind die zu alien Jahreszeiten dominierenden Westwetterlagen (ca. 40-50 %),
die maritime Luftmassen ins Land bringen. Dies schlagt sich vorwiegend in Mecklenburg nie-
der, wahrend der vorpommersche Landesteil starker von SOdostlagen und ostlichen Hoch-
druckzonen beeinflusst wird. Die witterungsklimatische Grenzlinie verlauft etwa von Zentralr0-
gen in Richtung Salwest. Dadurch entsteht em n West-Ost-Gefalle, wodurch die Jahresnieder-
schlagsmengen von mehr als 650 mm in Westmecklenburg auf 500 mm im sOdostlichen Vor-
pommern abnehmen. Ebenso nimmt von West nach Ost die mittlere Jahrestemperatur ab.

Durch die unmittelbare Nahe zur Ostsee unterliegt das KOstengebiet des Landes einer ther-
misch bedingten Land-Seewind-Zirkulation, deren Einflussbereich etwa 20 km landeinwarts
spOrbar ist. Typisch in diesem Bereich sind erhohte Windgeschwindigkeiten und sprunghafte
Veranderungen der Lufttemperatur sowie em n jahreszeitlich ausgeglichener Witterungsverlauf
mit einem spaten FrOhjahrsbeginn und einem milden Herbst. Dieses maritime KOstenklima
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Ciberlagert den nach Osten hin zunehmenden kontinentalen Klimaeinfluss. Durch diese Diffe-
renzierungen entsteht em n kleinraumiges Klimamosaik in Mecklenburg-Vorpommern [4] [5].

Die Gemeinde Wieck a. Dar g gehort zum Klimagebiet der mecklenburgisch-nordvorpommer-
schen Kuste und WestrOgens und ist Oberwiegend den niederschlagsbenachteiligten Gebieten
in Mecklenburg-Vorpommern zuzuordnen [4]. Durch die Nahe zur Ostsee und zunn Bodstedter
Bodden weist der Untersuchungsraum einen deutlich marinen Einfluss auf. Die Jahresdurch-
schnittstemperatur betragt im nahegelegenen Ostseebad Prerow 9,7°C, die jahrliche Nieder-
schlagsmenge liegt bei 716 mm [6].

Aufgrund des dominierenden maritimen Klimas und der Land-Seewind-Zirkulation hat das vor-
gepragte Plangebiet keine Bedeutung fOr die Frischluftentstehung sowie das Mikroklima im
naheren Umfeld. Der Standort Obernimmt keine OberOrtlichen klimatischen Funktionen. Die
Planung fOhrt schon aufgrund des geringen Anderungsumfanges und der Planungsziele zu
keinen erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima.

Tiere und Pflanzen, biologische Vie!fait
Der Anderungsbereich ist baulich vorgepragt, Baurecht besteht fur die sudlich gelegenen Teil-
flachen durch den Bebauungsplan Nr. 13. Da es sich damit urn keinen ungestorten Naturraum
handelt, sind dementsprechend Oberwiegend stbrungstolerante Tier- und Pflanzenarten anzu-
treffen.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb bzw. angrenzend an die Bauzone 3 „Altes Fischer-
dorf" gem. Rahmenplan „Innenentwicklung" der Gemeinde Wieck a. Darg. Demnach hebt sich
der Bereich Nordkaten / SOdkaten schon durch die kleinteiligeren Strukturen (Wegenetz.
Grundstucke) deutlich von den Obrigen Siedlungsbereichen ab. Die haufig kleinen Gebaude
stehen oft mit wenig oder keinem Abstand zu den Offentlichen Wegen [7]. Gemall Anleitung
fOr die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen wird dem sudlichen Teil des
Plangebietes, welcher im Bebauungsplan Ni. 13 bereits als Oberbaubare Grundstucksflache
festgesetzt ist und den angrenzenden bebauten Flachen daher der Biotoptyp „Landlich ge-
pragtes Dorfgebiet" (ODF, 14.45.1) zugeordnet. Die Bereiche auflerhalb der Oberbaubaren
Grundstucksflache stellen sich als gernail den vorkomnnenden Pflanzenarten als „Ruderale
Staudenflur frischer bis trockener Mineralstandorte" (RHU, 10.1.3) dar.

Aufgrund der gartnerischen Nutzung wurden die wenigen vorkommenden Geholze gezielt an-
gepflanzt. Mittig im Grundstucksbereich steht em n junger Holzapfel (Ma/us sylvestris) mit einer
Gesamthohe von maximal 3 m und einem Stammumfang von 10 cm. Sudwestlich davon
wurde eine Japanische BlUtenkirsche (Prunus serrulata) mit einer Hohe von etwa 2 m und
einem Stammumfang von 5 cm angepflanzt. Im sOdlichen Anderungsbereich kommen angren-
zend an das Bestandsgebaude eine ebenfalls junge und eine etwas grdflere Sauerkirsche
(Prunus cerasus) mit einem Stammumfang von jeweils unter 100 cm vor. Die Baume sind gem.
Kartieranleitung dem Biotoptyp „JOngerer Einzelbaum" (BBJ, 2.7.2) zuzuordnen [8]. Eine Do-
kumentation der bestehenden Baume innerhalb des Plangebietes ist der nachfolgenden Ta-
belle 2 zu entnehmen.
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Tabelle 2: Erfassung des Einzelbaumbestandes

Nr. Baumart StU in
cm*

Geplanter
Umgang Schutzstatus Bemerkungen

1 Sauerkirsche 68

2 Sauerkirsche 45 -

3 Holzapfel 10 -

4 Japanische BIWen-
kirsche 5 -

- Umgang wird nicht Ober den Bebauungsplan geregelt

Die Abgrenzung zum nordlich gelegenen, ebenfalls gartnerischen genutzten GrundstOck er-
folgt durch eine etwa 1,5 m hohe Hecke, welche sich vorwiegend aus den Zierpflanzen Abend-
landischer Lebensbaum (Thuja occidental's), Gemeiner VVacholder (Juniperus communis),
Weidenblattriger Spierstrauch (Spiraea salicifolia), Kletter-Spindelstrauch (Euonymus fortune')
und Gemeiner Flieder (Syringa vulgaris) zusammensetzt.

Entlang der Ostlichen Grenze des Anderungsbereiches besteht eine verwachsene Baum reihe
aus sechs Nadelbaumen, wovon einer bereits abgestorben ist. Vorkommende Arten sind Ge-
wohnliche Douglasie (Pseudotsuga menziesii) und Sitka-Fichte (Picea sitchensis). In deren
Krautschicht kommen nitrophile Arten wie Brombeere (Rubus sectio Rubus), Schwarzer Ho-
under (Sambucus nigra) und Grolle Brennnessel (Urtica dioica) vor.

Die Grasnarbe wird unregelmallig gemaht. Vorkommende Arten sind unter anderem Klatsch-
mohn (Papaver rhoeas), VVolliges Honiggras (Holcus lanatus), Spitzwegerich (Plantago lance-
olata), Echte Kamille (Matricaria chamomilla L.), VVeifIklee (Trifolium repens) und Gewohnli-
cher Lbwenzahn (Taraxacum sect. Ruderalia). Das Vorkommen des Gewbhnlichen Hirtenta-
schels (Capsella bursa-pastoris), der Grogen Brennnessel (Urtica dioica), der Breitblattrigen
Lichtnelke (Silene latifolia), der Acker-Ochsenzunge (Lycopsis arvensis), der Gewbhnlichen
Nachtviole (Hesperis matronalis), der Ungarischen Rauke (Sisymbrium altissimum), des Klet-
ten-Labkrauts (Gal/urn aparine), der Gewohnliche Eselsdistel (Onopordum acanthium), und
der Graukresse (Berteroa incana) deutet auf stickstoffreiche Bodenverhaltnisse hin.

Gemag der Karte der Heutigen Potenziellen Vegetation (HPNV) wOrde sich bei Nutzungsauf-
gabe langfristig em n Moorbirken-Stieleichenwald auf nassen mineralischen Standorten im Plan-
gebiet und im weiteren Umfeld in nordlicher und bstlicher Richtung ausbilden [1].

GeschOtzte Arten, die im Rahmen der Bauleitplanung zu berOcksichtigen sind, sind die beson-
ders und streng geschOtzten Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europaischen
Vogelarten. Eine Oberschlagige RelevanzprOfung fOr die Arlen des Anhang IV der FFH-Richt-
linie ist der Tabelle 3 zu entnehmen.
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Tabelle 3: Relevanzprufung fur die Arten nach Anhang IV der FFH-RL

Wissenschaftlicher Name
Vorkommen bzw. potenzielles Vor-
kommen im UR, erfolgter Nachweis

im Bereich des Vorhabens

Where Betrachtung/PrOfung der
Verbotstatbestande notwendig?

Amphibien

Rotbauchunke
Bombina bombina

Keine relevanten Lebensraumelemente
(Gewasserstrukturen) vorhanden, Vor-
kommen nicht zu erwarten

Nein, nicht notwendig

Kreuzkrote
Bufo calamita

VVechselkrote
Bufo viridis

Laubfrosch
Hyla arborea

Knoblauchkrote
Pelobates fuscus

Moorfrosch
Rana arvalis

Springfrosch
Rana dalmatina

Kleiner Wasserfrosch
Rana lessonae

Kammmolch
Triturus cristatus

Reptilien

Schlingnatter
Coronella austriaca

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden. Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Zauneidechse
Lacerta agilis

Europaische Sumpfschildkrote
Emys orbicularis

Fledermause

Mopsfledermaus
Barbastella barbastellus

Das bestehende Gebaude bietet Fle-
dermausen em n gewisses Lebensraum-
potenzial als Sommer-, Zwischen- und
ggf. Winterquartier.

Ein RDckbau des leerstehenden Ne-
bengebaudes ist zunachst nicht vorge-
sehen und zukOnftig gem. § 61 Abs. 3
LBau0 M -V der zustandigen unteren
BauaufsichtsbehOrde anzuzeigen. In
diesem Zusammenhang ist das Vor-
kommen von Fledermausen durch ei-
nen qualifizierten Gutachter zu untersu-
chen. Der Hinweis Nr. 111.4) des B-
Plans Nr. 13 gilt unverandert fort.

Nordfledermaus
Eptesicus nfissonfi

Breitthigelfledermaus
Eptesicus serotinus

Groge Bartfledermaus
Myotis brandtii
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Wissenschaftlicher Name
Vorkommen bzw. potenzielles Vor-
kommen im UR, erfolgter Nachweis

im Bereich des Vorhabens

Nahere Betrachtung/Priifung der
Verbotstatbestande notwendig?

Teichfledermaus
Myotis dasycneme

Wasserfledermaus
Myotis daubentonil

Grafles Mausohr
Myotis myotis

Kleine Bartfledermaus
Myotis mystacinus

Fransenfledermaus
Myotis nattereri

Kleiner Abendsegler
Nyctalus leisleri

Abendsegler
Nyctalus noctula

Rauhhautfledermaus
Pipistrellus nathusii

Zwergfledermaus
Pipistrellus pipistrellus

MUckenfledermaus
Pipistrellus pygmaeus

Braunes Langohr
Plecotus auritus

Graues Langohr
Plecotus austriacus

Zweifarbfledermaus
Vespertilio murinus

Weich t iere

Zierliche Tellerschnecke
Anisus vorticulus

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden. Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Gemeine Flussmuschel
Unio crassus

Libel len

Grune Mosaikjungfer
Aeshna viridis

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden, Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Asiatische Keiljungfer
Gomphus flavipes (Stylurus flavipes)

Ostliche Moosjungfer
Leucorrhinia albifrons
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Wissenschaftlicher Name
Vorkommen bzw. potenzielles Vor-
kommen urn UR, erfolgter Nachweis

im Bereich des Vorhabens

Nahere Betrachtung/PrUfung der
Verbotstatbestande notwendig?

Zierliche Moosjungfer
Leucorrhinia caudalis

Groge Moosjungfer
Leucorrhinia pectoralis

Sibirische Winterlibelle
Sympecma paedisca

Kafer

Groger Eichenbock
Cerambyx cerdo

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden, Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Breitrand
Dytiscus latissimus

Schmalbindiger Breitflugel-Tauchkafer
Graphoderus bilineatus

Eremit. Juchtenkafer
Osmoderma eremita

Falter

Groger Feuerfalter
Lycaena dispar

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden. Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Blauschillernder Feuerfalter
Lycaena he/le

Nachtkerzenschwarmer
Proserpinus proserpina

Meeressauger

Schweinswal
Phocoena phocoena

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden, Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Landsauger

Biber
Castor fiber

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden. Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Fischotter
Lutra lutra

Haselmaus
Muscardinus avellanarius

Europaischer Wolf
Canis lupus
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INissenschaftlicher Name
Vorkommen bzw. potenzielles Vor-
kommen im UR, erfolgter Nachweis

im Bereich des Vorhabens

Nahere Betrachtung/Priifung der
Verbotstatbestande notwendig?

Fische

Baltischer Stor
Acipenser sturio

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden, Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Gefallpflanzen

Sumpf-Engelwurz
Angelica palustris

Keine relevanten Lebensraumelemente
vorhanden, Vorkommen nicht zu erwar-
ten

Nein, nicht notwendig

Kriechender Sellerie
Apium repens

Frauenschuh
Cypripedium calceolus

Sand-Silberscharte
Jurinea cyanoides

Sumpf-Glanzkraut
Liparis loeselii

Schwimmendes Froschkraut
Luronium natans

Im Plangebiet und dessen Umfeld ist em n gewisses Brutvogelvorkommen zu erwarten. VVie die
Tabelle 3 zeigt, ist auflerdem em n Fledermausvorkommen nicht auszuschlieflen. Die mit der
Planung vorgesehene Anpassung der Baugrenze bereihrt jedoch keine relevanten Habi-
tatstrukturen gegenOber dem bereits aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 13 be-
stehenden Zulassigkeitsmallstab. Daher gelten die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmag-
nahmen aus dem Bebauungsplan Nr. 13 unverandert fort. Erganzend sind die im Kap. 6.3.2
festgelegten VermeidungsmafInahmen einzuhalten.

Zum Schutz eines moglichen Brutvogelvorkommens sind Geholzrodungen nur im Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und 31. Januar zulassig. Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen
des potenziellen Teillebensraums von Fledermausen sind Arbeiten zur Entkernung bzw. zum
Abbruch von Gebauden im Zeitraum zwischen dem 31. Oktober und dem 30. April durchzu-
f0hren. Auf die eventuelle Notwendigkeit projektbezogener EinzelfallprOfungen bei Abriss, Urn-
bau oder Sanierung wird hingewiesen.

Natura 2000-Gebiete
Das europaische Schutzgebietsnetz Natura 2000 dient der Erhaltung gefahrdeter oder typi-
scher Lebensraume und Arten. Es setzt sich zusammen aus den Gebieten von gemeinschaft-
licher Bedeutung (GOB, ehemals FFH-Gebiete) und den Vogelschutzgebieten (SPA-Gebiete).
Projekte sind gem. § 34 BNatSchG vor ihrer Zulassung oder DurchfOhrung auf ihre Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu OberprOfen, wenn sie einzeln
oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Planen geeignet sind, das Gebiet er-
heblich zu beeintrachtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen.
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Ca. 300 m sOdlich bzw. Ober 1,4 km nordwestlich des Plangebietes befinden sich das Europa-
ische Vogelschutzgebiet DE 1542-401 „Vorpommersche Boddenlandschaft und nbrdlicher
Strelasund" und das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung DE 1542-302 „Recknitz-Astuar
und Halbinsel Zingst". Erhebliche Auswirkungen sind aufgrund der geringen Projektwirkungen,
der raumlichen Entfernung und der trennenden und abschirmenden Wirkung der bestehenden
Ortslage Wieck a. Darfl nicht zu erwarten.

Landschaft und Landschaftsbild
Das Plangebiet liegt im Landschaftsbildraum „GrOnland urn Prerowstrom und Bodstedter Bod-
den" (Nr. II 5 - 4). Die SchutzwOrdigkeit des Landschaftsbildraumes wird als hoch bewertet.
Besonderheiten des Landschaftsbildraumes sind das breite Niederungstal mit dem Prerower
Strom. Die Inselbereiche mit den SchmidtbOlten, Bueten und dem Bodstedter Bodden bilden
eine harmonische Einheit mit Schilfsaumen [1].

Das Plangebiet befindet sich jedoch in der Ortslage Wieck und liegt damit nicht in der freien
Landschaft. Die fOr den Landschaftsbildraum wertgebenden Strukturen (Niederung mit
Prerower Strom, Bodstedter Bodden mit BOlten und Uferbereich) werden durch das Vorhaben
nicht beeintrachtigt.

Mit Umsetzung der Planung wird der nordliche Siedlungsrand der Ortslage behutsam weiter-
entwickelt. Die Begrenzung der maximal zulassigen Geschosszahl auf em n Vollgeschoss tragt
im Zusamnnenhang mit der geringfOgig nachjustierten Firsthbhe von 9,5 m dazu bei, die Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild zu begrenzen. Es ist davon auszugehen, dass sich die neu
entstehende Bebauung aufgrund der Festsetzungen zunn Mail der baulichen Nutzung und zur
Oberbaubaren GrundstOcksflache in die Eigenart der naheren Umgebung einfOgen wird. Die
Planung tragt dazu bei, das im Rahmenplan „Innenentwicklung" (vgl. Kap. 2.3) herausgestellte
Defizit eines ungestalteten Ortsrandes durch eine bauliche Neugestaltung zu beheben.

Mensch und seine Gesundheit, Bevolkerung
Das Plangebiet grenzt an die bestehende Wohn- und Ferienwohnbebauung der Ortslage an
und fOhrt diese fort. Die planbedingte Zunahme des Verkehrs und des Verkehrslarms ist als
auferst geringfOgig einzuschatzen und damit nicht vom allgemeinen Straflenverkehr zu unter-
scheiden. Baubedingt sind Auswirkungen u. a. durch Baustellenlarm und erhbhten Schwerver-
kehr zu erwarten. Diese werden aufgrund der zeitlichen Befristung, der Einhaltung von Ruhe-
zeiten und des geringen Planumfangs als nicht erheblich eingeschatzt.

Das Vorhaben befindet sich gernall RREP im Tourismusschwerpunktraum. Der Erholungs-
funktion wird daher em n besonderes Gewicht beigemessen. Das Plangebiet selbst hat jedoch
keine touristische Bedeutung. Beeintrachtigungen der Erholungs- und Freizeitfunktion sind da-
her nicht zu erwarten.

Kultur- und sonstige Sachgtiter
Im Geltungsbereich der Plananderung sind derzeit keine Bau-, Kunst- oder Bodendenkmale
bekannt. Werden bei Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt, ist ge-
mail § 11 DSchG M -V die zustandige Untere Denkmalschutzbehorde zu benachrichtigen und
der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes fur Bodendenkmalpflege
oder dessen Vertreter in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfOr die
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der GrundstOckseigentOmer sowie zufallige Zeugen, die
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der An-
zeige. Auswirkungen auf sonstige SachgOter sind mangels Vorkommen nicht erkennbar.
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6.2 Eingriffsregelung, Vermeidung und Ausgleich
Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 14 BNatSchG „Veranderungen der Gestalt oder
Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
dung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Natur-
haushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintrachtigen konnen". Diese Eingriffe sind zu
vermeiden, zu mindern und soweit nicht vermeidbar, auszugleichen.

Die bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung gilt gem. § 18 Abs. 1 BNatSchG fur Bauleitplane
sowie f0r Satzungen nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, soweit nach diesen Eingriffe in Natur und
Landschaft zu erwarten sind. Im Gegensatz zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird
die bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung bereits auf der Planungsebene und nicht erst bei
der Zulassung konkreter Bauvorhaben durchgefuhrt. Die Abarbeitung der Eingriffsregelung im
Planverfahren unterliegt der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Die nachfolgende Eingriffsermittlung erfolgt in Anlehnung an die Hinweise zur Eingriffsrege-
lung Mecklenburg-Vorpommern (HzE, Neufassung 2018 [9]) auf Grundlage der Biotoptypen-
kartierung gemail der Anleitung Mr die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen

[8].

6.2.1 Berechnung des Eingriffsaquivalents
Gemall § 18 Abs. 2 BNatSchG ist die Eingriffsregelung im Innenbereich nach § 34 BauGB
nicht anzuwenden. Die zustandige Untere BauaufsichtsbehOrde des Landkreises Vorpom-
mern-ROgen bewertet die sudliche Teilflache innerhalb der Ciberbaubaren GrundstOcksflache
als lnnenbereich im Sinne von § 34 BauGB (vgl. Kap. 3.1.3). Eingriffe in Natur und Landschaft
werden daher fOr die Teilflache bilanziert, welche sich bislang auflerhalb der Oberbaubaren
GrundstOcksflache und damit im Auflenbereich befinden.

Ermittlung des Biotopwertes
Für jeden vom Eingriff betroffenen Biotoptyp ist aus der Anlage 3 der HzE die naturschutzfach-
liche Wertstufe zu entnehmen. Die naturschutzfachliche Wertstufe wird Ober die Kriterien „Re-
generationsfahigkeir und ,Gefahrdung" auf der Grundlage der Roten Liste der gefahrdeten
Biotoptypen Deutschlands bestimmt. MaRgeblich ist der jeweils hochste Wert.

Tabelle 4: Ermittlung des Biotopwertes

Biotoptyp Biotopcode Wertstufe Biotopwert
Ruderale Staudenflur
frischer bis trockener
Mineralstandorte

RHU; 10.1.3 2 3

Ermittlung des Lagefaktors
Die [age der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestorten oder vorbelaste-
ten Raumen wird Ober Zu- bzw. Abschlage des ermittelten Biotopwertes berOcksichtigt (Lage-
faktor). Der Lagefaktor ist entsprechend der konkreten Betroffenheit differenziert zu ermitteln.
Gemail den Hinweisen zur Eingriffsregelung sind fur das Plangebiet die Lagefaktoren 0,75
aufgrund des Abstandes von weniger als 100 m zu vorhandenen Storquellen (Siedlungsberei-
che, Straflen) und anteilig 1,25 ([age innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes) anzusetzen.
Dabei wird der Lagefaktor f0r das Schutzgebiet aufgrund des Abstandes zu einer Storquelle
von weniger als 100 m urn den Wert von 0,25 reduziert. Entsprechend ist der Lagefaktor von
1 anzusetzen.
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Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents ftir Biotopbeseitigung bzw. Biotopveran-
derung (unmittelbare Wirkungen / Beeintrachtigungen)
Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verandert werden (Funktionsverlust), ergibt
sich das Eingriffsflachenaquivalent durch Multiplikation aus der vom Eingriff betroffenen Fla-
che des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps und dem Lagefaktor.

FOr den Biotoptyp „Baumgruppe" wird kein Funktionsverlust geltend gemacht, da sich die Bio-
topstruktur aullerhalb der Oberbaubaren GrundstOcksflache befindet und der Vorhabentrager
den Erhalt der Fichtengruppe beabsichtigt. Ebenfalls wird kein Funktionsverlust fur die Bio-
toptypen „Ziergarten" / „Artenarmer Zierrasen" angesetzt, zum einen da die Flache mit nur
15 m2 quantitativ vernachlassigbar ist und zum anderen well auch nach Umsetzung der Pla-
nung davon auszugehen ist, dass die nicht Oberbauten Flachen als Zierrasen/Ziergarten an-
gelegt werden.

Tabelle 5: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalentes fOr unmittelbare Beeintrachtigungen.

Biotoptyp
H

Flache
[m2]

Faktor Biotopwert
H

Lagefaktor
H

Eingriffsflachen-
aquivalent[m2EFA]

Ruderale Staudenflur
frischer bis trockener

Mineralstandorte
868 3 1 2 604

/ 2.604

Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents fur die Funktionsbeeintrachtigung von Bi-
otopen im Wirkraum der Planung (mittelbare Wirkungen/Beeintrachtigungen)
Neben der Beseitigung und Veranderung von Biotopen kbnnen in der Nahe des Eingriffs ge-
legene Biotope mittelbar beeintrachtigt werden (Funktionsbeeintrachtigung), d. h. sie sind nur
noch eingeschrankt funktionsfahig. Soweit gesetzlich geschOtzte Biotope oder Biotoptypen ab
einer Wertstufe von 3 mittelbar beeintrachtigt werden, ist dies bei der Ermittlung des Kompen-
sationsbedarfes zu berOcksichtigen. Da die Funktionsbeeintrachtigung mit der Entfernung vom
Eingriffsort abnimmt, werden zwei Wirkzonen unterschieden, denen als Marl der Funktionsbe-
eintrachtigung em n Wirkfaktor zugeordnet wird. FLIT- Wohnbebauung ist gemail Anlage 5 der
HzE em n Wirkbereich I von 50 m und em n Wirkbereich II von 200 m zu berucksichtigen.

Im Wirkbereich der Planung befinden sich ausweislich des Umweltkartenportals und der Be-
standserfassung vor Ort keine gesetzlich geschutzten oder wertgebenden Biotope. Mittelbare
Wirkungen werden daher nicht geltend gemacht.

Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents fiir die Versiegelung und Oberbauung im
Plangebiet
Nahezu alle Eingriffe sind neben der Beseitigung von Biotopen auch mit der Versiegelung bzw.
Oberbauung von Flachen verbunden. Das fOhrt zu weiteren Beeintrachtigungen insbesondere
der abiotischen SchutzgOter, so dass zusatzliche Kompensationsverpflichtungen entstehen.
Deshalb ist biotoptypunabhangig die teil-/vollversiegelte bzw. Oberbaute Flache in m2 zu er-
mitteln und mit einem Zuschlag von 0,2/0,5 zu berucksichtigen. Das Eingriffsflachenaquivalent
für Teil-Nollversiegelung bzw. Oberbauung wird Ober die multiplikative VerknOpfung der teil-
/vollversiegelten bzw. Oberbauten Flache und dem Zuschlag für Teil-Nollversiegelung bzw.
Oberbauung ermittelt.
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Die zulassige Versiegelung im Plangebiet ergibt sich aus der im Bebauungsplan Nr. 13 fest-
gesetzten Grundflachenzahl von 0,3 und der Oberschreitungsmoglichkeit fOr Nebenanlagen
urn 50 % gem. der textlichen Festsetzung Ni..1.1). Insgesamt 1st damit fOr den 1.1-'00 m2 gro-
Ren Anderungsbereich eine maximale Versiegelung von 810 m2 zu erwarten. Es wird eine
Vollversiegelung (Zuschlag 0,5) bilanziert.

Tabelle 6: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalentes für Versiegelung/Uberbauung.

Biotoptyp
[-]

Maximal zulassige
Versiegelung

(GRZ = 0,3 + 50 %
Oberschreitung)

Faktor far Zuschlag
Vollversiegelung/

Oberbauung
[-I

Eingriffsflachenaquiva-
lent Oberbauung

[m2 EFA]

Ruderale Stauden-
flur fnscher bis tro-

ckener Mineral-
standorte

585 0,5 878

2 878

6.2.2 Gesamtbilanzierung und Kompensation

Korrigierter
multifunktionaler
Kompensationsbedarf
[m2 EFA]

Eingriffsflachen-
aquivalent

= far Biotopbeseitigung
bzw. Biotopverande-
rung

Eingriffsflachen-
aquivalent
far Vollversieglung
bzw. Oberbauung

(1)

FOr die Planung ergibt sich gemall der vorgenannten Gleichung (1) em n korrigierter multifunk-
tionaler Kompensationsbedarf von 3.482 m2 EFA.

Das Defizit von 3.482 m2 Eingriffsflachenaquivalenten wird durch die Zahlung in das Okokonto
BRASOR-001 „Nutzungsverzicht im Wald (NSG Granitz)" kompensiert. Hauptmagnahmetyp
des Okokontos ist die Umwandlung von Wirtschaftswald in Naturwald mit dauerhaftem Nut-
zungsverzicht. Die Sicherung der Mallnahme wird in einem stadtebaulichen Vertrag nach § 11
BauGB vor Satzungsbeschluss zwischen Gemeinde und Vorhabentrager geregelt.

6.3 VermeidungsmafInahmen
6.3.1 Hinweise zum Schutz des Grundwassers
ErdaufschlOsse, bspw. fur Baugrunduntersuchungen. sind gemag § 49 WHG der unteren
Wasserbehbrde spatestens einen Monat vor Beginn anzuzeigen.

Das Einleiten von Wasser in em n Gewasser (oberirdisches Gewasser, Grundwasser) stellt eine
Gewasserbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 dar und 1st der unteren Wasserbehbrde anzuzeigen.

Grundwasserabsenkungen sind Gewasserbenutzungen im Sinne § 9 Abs. 1 Nr. 5 bzw. § 9
Abs. 2 Nr. 2 WHO und bedOrfen u. U. einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Die Unterlagen sind
rechtzeitig vor Baubeg inn bei der unteren Wasserbehbrde einzureichen.

Fur den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen gelten insbesondere die Vorgaben und Be-
lange des VVHG und der AwSV. Auf das Sorgfaltsgebot gernag § 5 WHO wird hingewiesen.
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Die Neuerrichtung und der ROckbau von Anlagen sind in Abhangigkeit von ihrer Gefahrdungs-
stufe der unteren VVasserbehOrde anzuzeigen und von einem Sachverstandigen nach AwSV
vor Inbetriebnahme zu prufen.

6.3.2 Artenschutz
Aufgrund der nordlich angrenzenden Feuchtwiese und diverser Graben ist nicht auszuschlie-
flen das sich im Vorhabengebiet Landlebensraunne von Amphibien befinden. Urn das Eintreten
von Verbotstatbestanden nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz zu vermeiden sind folgende
MafInahmen umzusetzen:

VM 1 - Schutz wandernder Amphibien wahrend der Bauphase und Baufeldfreimachung
Vor Baufeldfreimachung und Baubeginn ist entlang der nbrdlich und ostlich verlaufenden Ge-
hblzstrukturen das Baufeld durch einen Amphibienschutzzaun vor Einwanderung der Tiere
abzusichern. Ausgefuhrt werden saute die Absperrung als mindestens 60 cm hohe Leitstruktur
mit Obersteigschutz. Die Installation bedarf einer fachkundigen Person. Der Abbau ist erst
nach Abschluss der Bauphase vorzunehmen.

VM 2 - Bauzeitenregelung
Die Beraumung der Flache (flachige Beseitigung von Vegetation) ist auflerhalb der Brutzeiten
durchzufOhren. Die Tatung von gebLisch- und/oder baumbrutenden Individuen durch evtl. not-
wendige Rodungsarbeiten (zur Baufeldfreimachung) ist durch die Festlegung auf den Zeitraum
vom 01. Oktober bis 31. Januar auszuschlieflen.

Damit ist der gesetzliche Ausschlusszeitraum nach § 39 Absatz 1 BNatSchG erweitert worden,
urn auch von den haufigen Brutzeiten abweichende Vogelarten nicht zu gefahrden.

VM 3 - Kollisionsgefahr Fensterscheiben
Sollten grollflachige Fensterscheiben vorgesehen sein, kann eine Gefahrdung durch Kollision
von Vbgeln eintreten, die meist zur Tbtung fUhren. VVenn bei dem geplanten Neubau gralie
Fensterfronten geplant sind, sind diese durch entsprechende reflexionsarme Glassorten. ent-
spiegelnde Beschichtungen/Folien, Auflenjalousien oder ahnlich wirksame Mallnahmen zu
versehen.

VermeidungsmafInahmen in Bezug auf das Kollisionsrisiko sind in der Studie des BfN und der
Schweizer Vogelschutzwarte (Broschure Vogelschlag an Fenstern) sowie den Empfehlungen
der Vogelschutz-warten (LAG VSW 21-01_Bewertungsverfahren Vogelschlag) zu finden.

VM 4 - Schutz vor Kleintierfallen
Urn anlagebedingte Tbtungen auszuschlieflen, sind typische Kleintierfallen wie Gullys oder
Kabelschachte mit Ausstiegshilfen (Drainagematten, Lochblechschienen, Ausstiegsrohre) zu
versehen, die em n Herausklettern ermbglichen. Alternativ sind die Strukturen so zu verschlie-
(len, dass em n Hineinfallen verhindert wird. Hier ist die Verwendung von engmaschigen Sie-
beinsatzen oder Gitterrosten mit schmalen Schlitzen (max. 1,7 cm) oder Kastenrinnen (Schlitz-
breite max. 5 mm) zu beachten.
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Anlage 1: Biotoptypenkartierung
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BBG 2.7.3 Baumgruppe

9. Grunland und Grunlandbrachen (G)
9.3 IntensivgrOnland (GI)

GIM 9.3.3 Intensivgrunland auf Mineralstandorten

10. Staudensaume, Ruderalfluren und Trittrasen (R)
10.1 Staudensaum und Ruderalflur (RH)

RHU 10.1.3 Ruderale Staudenflur frischer bis trockener Mineralstandorte

13. GrOnanlagen der Siedlungsbereiche (P)
13.8 Hausgarten (PG)

PGB 13.8.2 Hausgarten mit Gro6baumen

PGZ 13,8.4 Ziergarten

14. Biotopkomplexe der Siedlungs-, Verkehrs- und Industrieflachen (0)
14.5 Dorfgebiet / Iandwirtschaftliche Anlage (OD)

ODF 14.5.1 Landlich gepragtes Dorfgebiet

14.7 Verkehrsflachen (0V)

OVU 14.7.3 Wirtschaftsweg, nicht oder teilversiegelt

OVL 14.7.5 Strafe

Sonstige Zeichen

PGZ /
PER

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7
BauGB)

Grenze des Untersuchungsraumes (50m-VVirkbereich)

Hauptcode /
Nebencode (Zusatzcode ohne farbliche Darstellung)

.A.146011111%..1111,6•11 (1.1111..411 %A/1U i-mosok.otoLy tdA#111•106411 MA,/ VII
gemall Anleitung fur die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in
Mecklenburg-Vorpommern

2. Feldgeholze, Aileen und Baumreihen (B)
2.7 Einzelbaum und Baumgruppe (BB)

0 2.7.2 Jungerer Einzelbaum (BBJ)

Biotoptypenkartierung
1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 13 "VVieck Ost"
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